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Dokumententyp: Kurzinformation 
Titel: Zum Begriff der Staatsräson im deutschen Recht 

 

Der Begriff der Staatsräson findet weder im Grundgesetz1 noch in einfach-gesetzlichen Vorschrif-
ten des deutschen Rechts Verwendung. Er ist daher nicht als rechtlicher Terminus aufzufassen. 

In der deutschen Staatspraxis wird er heute vielmehr als politisches Leitprinzip verstanden. 
Nachdem die Bundeskanzlerin den Begriff im Zusammenhang mit Deutschlands Beziehungen zu 
Israel 2007 vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen in New York und 2008 vor der 
Knesset in Jerusalem verwendet hatte, erklärte die Bundesregierung im Juni 2012 auf eine parla-
mentarische Anfrage zur Bedeutung der Staatsräson, dass es dabei um die historische und politi-
sche Verantwortung für die Sicherheit und Existenz Israels gehe; diese präge und leite die außen-
politischen Entscheidungen der Bundesregierung; bei der Staatsräson handele es sich um eine 
politische Aussage, die aus der Richtlinienkompetenz der Bundeskanzlerin entspringe.2 Die 
Staatsräson bewirkt also weder eine rechtliche Verpflichtung noch eine anders geartete Rechts-
folge. Daher bleiben auch Verstöße gegen die Staatsräson rechtlich folgenlos.  

Obwohl der Begriff also ein politisches Orientierungs- und Handlungsprinzip bezeichnet, hat das 
Diktum, die Sicherheit Israels und der Schutz der Jüdinnen und Juden in Deutschland seien Teil 
der deutschen Staatsräson, in inhaltlicher Hinsicht durchaus Ausprägung im deutschen Recht 

 

1 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (Grundgesetz – GG) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. 
Dezember 2022 (BGBl. I S. 2478) geändert worden ist. 

2 BT-Drs. 17/10050 vom 22. Juni 2012, S. 2, abrufbar unter: https://dserver.bundestag.de/btd/17/100/1710050.pdf. 
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gefunden, so etwa dem Verbot antisemitischer Handlungen in § 130 Abs. 1 und 4 Strafgesetzbuch 
(StGB)3, § 46 Abs. 2 S. 2 StGB oder § 12a Abs. 1 S. 2 Staatsangehörigkeitsgesetz4.5  

*** 

 

3 Strafgesetzbuch (StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 203). 

4 Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. August 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
217). 

5 Hailbronner/Gnatzky, in: Hailbronner/Kau/Gnatzy/Weber, 7. Aufl. 2022, StAG § 8 Rn. 47h. 


